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Die Verantwortungsgemeinschaft – 
Von der politischen Forderung zu konkreten 
Arbeiten 

Gregor Dehmer 

Die Schaffung des Instituts der Verantwortungsgemeinschaft ist im Koalitionsver-
trag „Mehr Fortschritt wagen – Bündnis für Freiheit, Nachhaltigkeit und Gerech-
tigkeit“ der aktuellen Bundesregierung ausdrücklich vorgesehen. 

„Wir werden das Institut der Verantwortungsgemeinschaft einführen und damit jenseits 
von Liebesbeziehungen oder der Ehe zwei oder mehr volljährigen Personen ermöglichen, 
rechtlich füreinander Verantwortung zu übernehmen“ 4, 

ist dort zu lesen. Aus diesem Satz lässt sich ableiten, dass hier die gegenseitige Über-
nahme von Verantwortung mehrerer Personen rechtlich abgesichert werden soll. 
An dieser Stelle betritt Deutschland – auch im internationalen Vergleich, wie wir 
in einem späteren Vortrag sicher hören werden5 – Neuland. Denn soweit ausländi-
sche Rechtsordnungen ähnliche Institute kennen, sind sie auf Zwei-Personen- 
Verhältnisse beschränkt. Der Weg dazu, eine Verantwortungsgemeinschaft jenseits 
von Zwei-Personen-Verhältnissen zu schaffen, war allerdings auch hierzulande ein 
langer. 

 
4 Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. Koalitionsvertrag 
2021–2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und den Freien Demokraten (FDP), S. 101. 
5 Siehe dazu Dutta, in diesem Band, S. 47. 
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Die Idee, auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaften zu verrechtlichen bzw. 
rechtlich zu schützen, findet sich zwar bereits in der Koalitionsvereinbarung der 
14. Legislaturperiode (SPD und Bündnis 90/Die Grünen) aus dem Jahre 1998. Dort 
heißt es: 

„Für uns haben alle Formen von auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaften Anspruch 

auf Schutz und Rechtssicherheit.“ 6 

Allerdings wird diese Aussage im Zusammenhang mit der Familie getroffen. 

„Familie wird heute in vielfältiger Form gelebt. Familie ist, wo Kinder sind. Wir respek-

tieren dies und werden für die Gleichstellung der Familienformen sorgen.“ 7 

Ähnliches findet sich in der Koalitionsvereinbarung der 15. Legislaturperiode von 
2002 derselben Koalitionspartner. Dort wird als Anspruch formuliert: 

„Auch der rechtliche Schutz für Menschen in nicht ehelichen Lebensgemeinschaften wird 
verbessert.“ 8 

Ausgangspunkt blieb jedoch auch hier die Familie: 

„Unser Familienbegriff ist so vielfältig wie die Lebensumstände der Menschen: Familie ist 

für uns, wo Kinder sind. Uns geht es um die Kinder und die Eltern – unabhängig davon, 
in welcher Lebensgemeinschaft sie zusammenleben.“ 9 

Die Idee der Verrechtlichung von Verantwortungsgemeinschaften war demnach in 
beiden Koalitionsverträgen noch eng mit der Idee der Familie als Paarbeziehung 
mit Kindern verknüpft. Der Schwerpunkt lag hier auf dem Schutz des schwächeren 
Partners. Die damaligen Bestrebungen gingen nicht in die Richtung der Schaffung 
eines weiteren familienrechtlichen Rechtsinstituts. Vielmehr erfolgten damals Über-
legungen zu Regelungen für faktische Gemeinschaften ohne Opt-out-Möglichkeit. 
Sie wurden allerdings wegen des vordringlicheren Lebenspartnerschaftsgesetzes 
zurückgestellt. 

Eine erste Erweiterung hinsichtlich des betroffenen Personenkreises fand sich 
im Grundsatzprogramm der FDP von 2012: 

„Die wichtigste und grundlegende Lebensgemeinschaft ist die Familie als generationenüber-
greifende Verantwortungsgemeinschaft. […] Unser Bild von Ehe, Familie und anderen 
Verantwortungsgemeinschaften bleibt aber offen. […] Die Entscheidung über die kon-
krete Ausgestaltung der eigenen Lebensgemeinschaft ist Privatsache. Auch Menschen ohne 

 
6 „Aufbruch und Erneuerung – Deutschlands Weg ins 21. Jahrhundert“, Koalitionsvereinbarung 
zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschland und Bündnis 90/Die Grünen, Bonn 
20.10.1998, S. 30. 
7 Koalitionsvereinbarung zwischen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen (Fn. 2), S. 30. 
8 „ERNEUERUNG – GERECHTIGKEIT – NACHHALTIGKEIT, Für ein wirtschaftlich starkes, 
soziales und ökologisches Deutschland. Für eine lebendige Demokratie“, Berlin 16.10.2002, S. 56. 
9 „ERNEUERUNG – GERECHTIGKEIT – NACHHALTIGKEIT“ (Fn. 4), S. 25. 
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verwandtschaftliche oder geschlechtliche Beziehung zueinander bilden Gemeinschaften, die 
auf Dauer angelegt sein können. Um sich beispielsweise im Alter die Unabhängigkeit von 
Pflegeeinrichtungen möglichst lange zu erhalten oder um das Leben gemeinsam zu meistern. 
[…] Deshalb plädieren wir dafür, ein Rechtsinstitut „Verantwortungsgemeinschaft“ ein-
zurichten, das mit Rechten und Pflichten der Ehe ausgestattet ist.“ 10 

Hiernach war die Verantwortungsgemeinschaft weder auf Paarbeziehungen 
beschränkt noch über gemeinsame Kinder verknüpft. Allerdings legt die Anknüp-
fung an die Rechte und Pflichten der Ehe die Vermutung nahe, dass man auch hier 
lediglich Zwei-Personen-Verhältnisse im Auge hatte. 

Der Bundesparteitag der SPD im Jahre 2015 setzte sich mit einem Antrag aus-
einander, der unter der Überschrift „Neue Formen des Zusammenlebens unterstüt-
zen“ forderte: 

„Dazu soll es zukünftig neben der traditionellen Ehe zwei Formen des Zusammenlebens 
geben, […] aus denen sich somit Rechte sowie Pflichten ergeben: Die Verpartnerung und 
die temporäre Verantwortungsgemeinschaft. […]. Die temporäre Verantwortungsgemein-
schaft bedeutet, eine zeitliche Gemeinschaft gegenüber dem Staat anzuzeigen und einzutra-
gen. Durch die Eintragung wird dokumentiert, dass Menschen füreinander für einen 
bestimmten Zeitraum einstehen (etwa bei einer familiären Pflege, in einer Wohngemein-
schaft oder anderen Lebensformen). Unter dem Argument der besonderen Fürsorge, die in 
solchen gemeinschaftlichen Lebensformen erfolgt, soll der Staat diese Verantwortungsge-
meinschaften sozial unterstützen, etwa durch geringere Steuern beziehungsweise Sozialab-
gaben. Dies gilt insbesondere bei der Verantwortungsübernahme in der Pflege und für 
gemeinsame Kinder. Damit geht auch die Übernahme von gegenseitiger Verantwortung im 
Fall der Hilfsbedürftigkeit einher (etwa durch die Übernahme der häuslichen Pflege).“ 11 

Mit der Trennung von Verpartnerung einerseits und Verantwortungsgemeinschaft 
andererseits wurde hier eine Abkehr von der Beschränkung auf Zwei-Personen-
Verhältnisse deutlich. Denn die (temporäre) Verantwortungsgemeinschaft sollte 
auch Wohngemeinschaften und ähnliches erfassen. 

Tatsächlich fand die Idee der beiden vorgeschlagenen Institute Verpartnerung 
und Verantwortungsgemeinschaft Eingang in den Beschluss Nr. 7 „Familie im 
Wandel – moderne Familienpolitik weiterdenken“ des Bundesparteitages der SPD 
2015:  

 
10 „Verantwortung für die Freiheit. Karlsruher Freiheitsthesen der FDP für eine offene Bürgergesell-
schaft.“ Beschluss des 63. Ordentlichen Bundesparteitages der FDP, Karlsruhe 22.4.2012, S. 50. 
11 Beschlüsse des ordentlichen Bundesparteitags der SPD vom 10. bis 12. Dezember 2015 in Berlin, 
Antrag F12, S. 272. 
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„Dafür wollen wir folgende Konzepte entwickeln […]: 

Eine weitere, legal abgesicherte Form des Zusammenlebens neben der Ehe – ein Partner-
schaftsvertrag, der neue Familienformen – Paare mit oder ohne Kinder, aber auch Senioren-
WGs, Mehrelternfamilien etc. – besser als bisher absichert, ohne traditionellen Familien 
etwas wegzunehmen. 
[…] An die Stelle eines exklusiven Rechtsinstituts für schwule und lesbische Paare [ge-
meint ist die eingetragene Lebenspartnerschaft, deren Abschaffung zugunsten einer Ehe für 
alle gefordert wird] tritt dann ein neuer Vertrag als kleineres Paket von Rechten und 
Pflichten – ebenfalls für alle.“ 12 

Das hier mit den Worten Partnerschaftsvertrag beschriebene Instrument sollte nun 
nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Beschlusses eben auch Verhältnisse erfas-
sen, die über Zwei-Personen-Verhältnisse hinausgehen. 

In der 19. Legislaturperiode schließlich forderte die FDP mit Antrag vom 
13.1.2020, 

„Menschen, die außerhalb einer Ehe oder von Verwandtschaft Verantwortung füreinander 
übernehmen wollen, besser anzuerkennen und zu fördern und dazu neben der Ehe das 
Modell der Verantwortungsgemeinschaft mit folgenden Maßgaben im Bürgerlichen Gesetz-
buch gesetzlich zu verankern.“ 13 

Diese Verantwortungsgemeinschaft sollte unbürokratisch geschlossen und jederzeit 
wieder aufgelöst werden können sowie nicht auf Paarbeziehungen beschränkt sein, 
sondern auch mehr als zwei Personen offenstehen. Allein ein tatsächliches persön-
liches Näheverhältnis sollte ihre Voraussetzung sein, die inhaltliche Ausgestaltung 
Sache der Beteiligten bleiben. Sie sollten stufenweise zwischen unterschiedlich 
intensiven Modellen wählen können. Dabei sollte ausdrücklich keine Regelung über 
Umgangs- und Sorgerecht sowie namensrechtliche Fragen erfolgen. Auch sollte 
über die Verantwortungsgemeinschaft kein Aufenthaltstitel und keine Arbeitser-
laubnis erworben werden können. Zu dem FDP-Antrag fand im Oktober 2020 im 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz eine öffentliche Anhörung statt. 

Obwohl zwischen den Sachverständigen Einigkeit für die Unterstützung der 
rechtlich verbindlichen Übernahme von Verantwortung von Menschen füreinander 
bestand, wurde der Antrag insgesamt kritisch gesehen. Im Wesentlichen ließen sich 
dabei drei Hauptkritikpunkte ausmachen: 
1) Zunächst wurde der Bedarf für eine Verantwortungsgemeinschaft neben der 

Ehe bezweifelt. Die Ehe selbst stehe allen offen und könne durch Eheverträge 
entsprechend den Wünschen der Partner angepasst werden. Außerhalb der Ehe 
stünden zahlreiche flexible Regelungsmöglichkeiten im Rahmen der Privat- 
autonomie zur Verfügung (Vorsorgevollmachten, Partnerschaftsverträge, 
Schweigepflichtsentbindungen, etc.). 

 
12 Ordentlicher Bundesparteitag der SPD in Berlin vom 10.–12. Dezember 2015 Beschluss Nr. 7, 
„Familie im Wandel – moderne Familienpolitik weiter denken“, Berlin 10.12.2015, S. 12. 
13 BT-Drucksache 19/16454, S. 2. 
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2) Weiter wurde für klassische Paarbeziehungen die Gefahr gesehen, dass der 
strukturell „schwächere“ Partner auf die Verantwortungsgemeinschaft verwie-
sen und von einer Eheschließung mit höheren und nachwirkenden Schutzvor-
schriften abgehalten werde. Zum Schutz insbesondere der Erziehungsverant-
wortlichen und auch der gemeinsamen Kinder sahen die Sachverständigen viel-
mehr Regelungsbedarf für ein Auffangregime nach dem Scheitern von verfes-
tigten faktischen Lebensgemeinschaften. 

3) Schließlich wurde bemängelt, dass der Vorschlag der FDP zahlreiche Unklar-
heiten aufweise. 

Der Vorschlag der Schaffung einer Verantwortungsgemeinschaft fand trotz der 
Kritik Eingang in die Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2021 aller drei Par-
teien der Ampelregierung. Diese setzten dabei ganz unterschiedliche Schwerpunkte. 
So findet sich im Wahlprogramm der SPD: 

„In der Familie wird füreinander Verantwortung übernommen. Die Ehe ist und bleibt 
dafür attraktiv. Deshalb haben wir die Ehe für alle durchgesetzt. Zugleich ist klar, Ver-
antwortung hängt nicht am Trauschein. Wir werden vielfältige Familienmodelle rechtlich 
absichern. Mit der Verantwortungsgemeinschaft schaffen wir nach dem Vorbild des fran-
zösischen Pacte civil de solidarité (PACS) eine Möglichkeit des füreinander Einstehens 
für alle, zu deren Lebenssituation das klassische Ehe-Modell nicht passt. Mit der Ver-
antwortungsgemeinschaft unterstützen wir beispielsweise Regenbogenfamilien zusätzlich 
darin, füreinander Sorge zu tragen und Verantwortung zu übernehmen, wenn sich mehrere 
Menschen mit oder anstelle der biologischen Eltern um Kinder kümmern.“ 14 

Die FDP formulierte: 

„Wir Freie Demokraten wollen die Verantwortungsgemeinschaft neben der Ehe gesetzlich 
verankern. Dabei soll die Ausgestaltung der Rechte und Pflichten innerhalb einer Verant-
wortungsgemeinschaft stufenweise variiert werden können. Zwei oder mehr volljährige Per-
sonen, die sich persönlich nahestehen, aber nicht miteinander verheiratet, verpartnert oder 
in gerader Linie verwandt sind, sollen eine Verantwortungsgemeinschaft möglichst unbü-
rokratisch gründen können. Die Belange der Kinder und das Namensrecht bleiben davon 
unberührt. Auch sollen keine Aufenthaltsberechtigungen oder eine Arbeitserlaubnis 
begründet werden. In einer Zeit, in der traditionelle Familienstrukturen gerade im Alter 
nicht immer tragen, wächst der Bedarf an neuen Formen gegenseitiger Absicherung. Der 
Grundgedanke einer solchen Verantwortungsgemeinschaft ist größtmögliche Flexibilität bei 
maximaler Selbstbestimmung.“ 15  

 
14 „Aus Respekt vor deiner Zukunft – Das Zukunftsprogramm der SPD“, S. 43. 
15 „Nie gab es mehr zu tun – Wahlprogramm der Freien Demokraten“, Beschluss des 72. Ord. 
Bundesparteitag der Freien Demokraten vom 14.–16. Mai 2021, S. 34. 
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Das Bündnis 90/Die Grünen führten aus: 

„Verantwortung wird nicht nur da füreinander übernommen, wo Kinder sind. Mit dem 
Pakt für das Zusammenleben werden wir eine neue Rechtsform schaffen, die das Zusam-
menleben zweier Menschen, die füreinander Verantwortung übernehmen, unabhängig von 
der Ehe rechtlich absichert.“ 16 

Schließlich fand mit der bereits zuvor zitierten Passage die Schaffung der Verant-
wortungsgemeinschaft Eingang in den Koalitionsvertrag „Mehr Fortschritt wagen“ 
vom 7.12.2021. Damit einher geht im Koalitionsvertrag auch die Erkenntnis, dass 
sich Familie auch jenseits von Zwei-Personen-Verhältnissen konstituiert. Denn: 

„Familien sind vielfältig. Sie sind überall dort, wo Menschen Verantwortung füreinander 
übernehmen […]“ 17 

heißt es an anderer Stelle im Koalitionsvertrag. Auf dieser Basis finden nun die der-
zeitigen Arbeiten an dem Rechtsinstitut „Verantwortungsgemeinschaft“ statt. 

Welche Ziele lassen sich nun dem Koalitionsvertrag zusammen mit dem Antrag 
der FDP aus dem Jahre 2020 für diese Arbeiten entnehmen – und was ist auf die 
Kritik aus der Anhörung zu dem FDP-Antrag zu erwidern? Worüber konnte schon 
Einigkeit erzielt werden, was ist noch offen? 

Ziel ist es, einen gesetzlichen Rahmen zur Absicherung persönlicher Nähebe-
ziehungen zu schaffen und dadurch die gegenseitige Verantwortungsübernahme zu 
fördern. Dabei sollen die aktuellen Lebensrealitäten durch eine vorgeformte recht-
liche Basis unter Gewährleistung größtmöglicher Flexibilität und maximaler Selbst-
bestimmung abgebildet werden. 

Die Verantwortungsgemeinschaft soll dabei einen Mehrwert im Vergleich zu 
vorhandenen Rechtsinstituten bieten – in diesem Mehrwert spiegelt sich auch der 
aus Sicht der Bundesregierung bestehende Bedarf für dieses neue Institut wider. 
Menschen sollen auch Rechtsfolgen bewirken können, die sich durch Verträge und 
Vollmachten eben gerade nicht erreichen lassen; etwa im Sozialrecht, im Betreu-
ungsrecht und im Verfahrensrecht. Die Einzelheiten sind noch nicht abschließend 
geklärt. 

Ein Konkurrenzmodell zur Ehe soll und wird die Verantwortungsgemeinschaft 
nicht sein: Sie wird keine rechtlichen Auswirkungen auf das Eltern-Kind-Verhältnis 
haben, sondern betrifft allein die volljährigen Personen, die sich in ihr zusammen-
geschlossen haben. Sie wird auch weder Steuererleichterungen bringen noch wird 
sich aus ihr ein Aufenthaltstitel, eine Arbeitserlaubnis oder ein Erbrecht ergeben. 
Es geht lediglich darum, die Verantwortungsübernahme in bestimmten Bereichen 
zu fördern und zu erleichtern. Deshalb sehen wir nicht die Gefahr, dass anstelle 
einer Ehe auf die Verantwortungsgemeinschaft ausgewichen wird. 

 
16 „Deutschland. Alles ist drin.“ Bundestagswahlprogramm 2021, S. 103. 
17 Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP (Fn. 1), S. 74. 
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Klar ist auch, dass die Verantwortungsgemeinschaft mehr als zwei Personen 
offenstehen wird – auch deshalb ist sie etwas ganz anderes als die Ehe. Noch nicht 
abschließend geklärt ist allerdings die Frage, wo die Obergrenze an beteiligten Per-
sonen liegen soll. 

Was kann ich Ihnen zur Grundstruktur sagen? Gedacht ist an ein mehrstufiges 
Modell, das eine unterschiedliche Intensität der Verantwortungsübernahme fürei-
nander zulässt. So sollen die Beteiligten neben einer für alle Fälle gleichen Grund-
stufe aus mehreren – auch nebeneinander möglichen – Modulen auswählen können, 
um so Regelungen zu erhalten, die am besten zum jeweiligen Lebensmodell passen. 
Gedacht wird hier an Bereiche wie Auskunft und Vertretung in Gesundheitsange-
legenheiten, Fragen des Zusammenwohnens oder auch Pflege und Fürsorge. 

Die Schaffung eines neuen Rechtsinstituts ist ein anspruchsvolles Vorhaben, 
sodass hierzu – vom Stand heute aus gesehen – noch viele Fragen zu klären und 
mit den einzubeziehenden Ministerien abzustimmen sind. Die konkreten Arbeiten 
zu den beschriebenen Zielstrukturen haben begonnen, nehmen aktuell Fahrt auf 
und können hoffentlich bald abgeschlossen werden.




